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Drucksache VI/105 


Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 

im Land Berlin 

(Bericht des Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen) 


A. Problem 

Der Gesetzentwurf hat zum Ziele, für das Land Berlin die Miet- 
preisbindung für den bis zum 31. Dezember 1949 bezugsfertig 
gewordenen Altbauwohnraum und das Mieterschutzgesetz bis 
zum 31. Dezember 1972 beizubehalten. 


B. Lösung 

Die Mietpreiserhöhung ab 1. Januar 1970 soll für bestimmte Alt- 
bauwohnungen eine Erhöhung der Grundmieten um 5 bzw. 10 
vom Hundert bringen, je nach der sanitären Ausstattung der 
Wohnungen. Diese Mieterhöhung ist ausreichend, um die Wirt- 
schaftlichkeit des Althausbesitzes bis zur Mietpreisfreigabe 
sicherzustellen. 


C. Alternativen 

Der Antrag — Drucksache VI/55 — wurde nicht angenommen. 

D. Kosten 

Durch den Gesetzentwurf werden Kosten für den Bundeshaus- 
halt nicht anfallen. 
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SdirlftUdier Bericht 

des Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen 

(14. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 

im Land Berlin 

— Drucksache VI/46 — 

über den von den Abgeordneten Müller (Berlin), Benda, Dr. 
Gradl, Wohlrabe und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Schlußtermins für den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über weitere Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts im Land Berlin 

— Drucksache Vl/55 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Gatzen 


I. Im allgemeinen 

Die Anträge der Fraktionen der SPD, FDP — 
Drucksache VI/46 — und der Abgeordneten Müller 
(Berlin), Benda, Dr. Gradl, Wohlrabe und Genossen 
— Drucksache VI/55 — wurden in der 10. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 12. November 1969 
in erster Beratung erörtert und dem 14. Ausschuß 
überwiesen. 

Der 14. Ausschuß hat die Vorlagen in zwei Sit- 
zungen am 26. und 27. November 1969 beraten und 
die sich aus der Zusammenstellung ergebende Fas- 
sung beschlossen. 

Der Antrag zu § 3 des Artikels III — Drucksache 
VI/55 — wurde von den Antragstellern zurückge- 
zogen, weil die Frage des Schutzes der Mieter bei 
Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentums- 
wohnungen nicht auf Berlin beschränkt ist. 


Der Deutsche Bundestag hat am 15. Februar 1967 
das Gesetz zur Änderung des Schlußtermins für den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreis- 
rechts im Land Berlin vom 3. April 1967 verabschie- 
det. Bei der Beratung dieses Gesetzes ging der Deut- 
sche Bundestag übereinstimmend davon aus, daß die 
besondere politische Lage des Landes Berlin und die 
Situation am Berliner Wohnungsmarkt die Auf- 
hebung der Wohnungszwangswirtschaft zum dama- 
ligen Zeitpunkt noch nicht zuließen. Der Schlußter- 
min für die Aufhebung der Mietpreisbindung und 
des Mieterschutzes wurde einheitlich auf den 1. Ja- 
nuar 1970 festgelegt. Die Bewirtschaftung des Wohn- 
raumes dagegen wurde im Land Berlin bereits mit 
Wirkung vom 1. Januar 1969 aufgehoben. Hierfür 
sprach auch insbesondere, daß die Berliner Wirt- 
schaft seit der Errichtung der Mauer entscheidend 
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auf die Zuwanderung von Fachkräften aus den übri- ! 
gen Ländern der Bundesrepublik angewiesen war. | 
Von der Zuweisung von Wohnraum an diese Zu- 
wanderer hing deren endgültiges Verbleiben im 
Land Berlin weitgehend ab. 

Der Senat als auch das Abgeordnetenhaus von 
Berlin sind der Meinung, daß auf Grund der beson- 
deren politischen Lage in Berlin die Beibehaltung 
der Preisbindung und des Mieterschutzes in Berlin 
noch weitere drei Jahre notwendig und gerechtfertigt 
sind. Auch der Ausschuß für Städtebau und Woh- 
nungswesen ist grundsätzlich dieser Ansicht. Die 
Fraktion der CDU/CSU enthielt sich jedoch bei der 
Schlußabstimmung der Stimme, weil sie den Gesetz- 
entwurf in verschiedenen Bestimmungen anders for- 
muliert wissen wollte. 

Der Gesetzentwurf hat zum Ziele, für das Land 
Berlin die Mietpreisbindung für den bis zum 31. De- 
zember 1949 bezugsfertig gewordenen Altbauwohn- 
raum und das Mieterschutzgesetz bis zum 31. De- 
zember 1972 beizubehalten. Die Mietpreiserhöhung 
ab 1. Januar 1970 soll für bestimmte Altbauwohnun- 
gen eine Erhöhung der Grundmieten um 5 bzw. 10 
vom Hundert bringen. 


II. Im einzelnen 

Artikel I — Änderung des Schlußtermins — 

Zu § 1 — Änderung des Zweiten Bundesmieten- 
gesetzes — 

§ 1 enthält die für die Beibehaltung der Mietpreis- 
bindung notwendigen Änderungen der §§ 15 und 18 
des Zweiten Bundesmietengesetzes. Die §§ 17 und 18 
Abs. 2 wurden aufgehoben, um eine einseitige Miet- 
erhöhung durch den Vermieter nach der Mietpreis- 
freigabe auszuschließen. Insoweit ist der Ausschuß 
dem Antrag — Drucksache VI/55 — nicht gefolgt. 

Zu § 2 — Änderung des Mieterschutzgesetzes — 

Das Mieterschutzgesetz in Berlin tritt erst mit Äb- 
lauf des 31. Dezember 1972 außer Kraft, so daß alle 
zur Zeit noch dem Mieterschutz nach diesem Gesetz 
unterliegenden Mietverhältnisse vom Vermieter vor 
dem 1. Januar 1973 nicht gekündigt werden können. 


Artikel II — Sechstes Bundesmietengesetz — 

Die Vorschriften dieses Artikels sind als Sechstes 
Bundesmietengesetz bezeichnet worden, da es im 
Anschluß an das Fünfte Bundesmietengesetz gelten 
soll, und zwar nur im Land Berlin. 

Zu § 1 — Mieterhöhung — 

§ 1 Abs. 1 regelt die Mieterhöhung für die in der 
Preisbindung verbleibenden Altbauwohnungen. Es 
ist eine Mieterhöhung zum 1. Januar 1970 um 10 
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bzw. 5 vom Hundert der Grundmiete je nach der 
sanitären Ausstattung der Wohnungen vorgesehen. 
Diese Mieterhöhung ist ausreichend, um die Wirt- 
schaftlichkeit des Althausbesitzes bis zur Mietpreis- 
freigabe sicherzustellen. Als Berechnungsgrundlage 
ist die Grundmiete vom 31. Dezember 1969 gewählt 
worden. Diese Berechnungsgrundlage empfiehlt sich, 
weil sie den Mietparteien bekannt ist. 

Absatz 2 erläutert den Begriff Grundmiete und 
stimmt insoweit mit der bisherigen Regelung in § 2 
Abs. 2 des Dritten Bundesmietengesetzes überein. 

In Absatz 3 wird festgestellt, daß nur die Ausstat- 
tungsmerkmale bei der Mieterhöhung zu berücksich- 
tigen sind, die am 31. Dezember 1969 vorhanden 
sind. Des weiteren ist der Begriff der Badeeinrich- 
tung definiert. 

Zugleich wird ausgeschlossen, daß primitive Bade- 
einrichtungen in Wohnräumen oder Küche als Merk- 
mal für die Mieterhöhung anzusehen sind. Durch 
Absatz 4 wird die Mieterhöhung ausgeschlossen, 
wenn Badeeinrichtung und/oder Toilette ganz oder 
überwiegend auf Kosten des Mieters geschaffen 
worden sind. 

Zu § 2 — Ausschluß von Mieterhöhungen — 

§ 2 enthält die in den Bundesmietengesetzen üb- 
lichen Vorschriften darüber, daß die Mieterhöhung 
nicht für die sogenannten „Bruchbuden" gelten soll. 

Zu § 3 — Entsprechende Anwendung — 

§ 3 regelt die entsprechende Anwendung des 
Sechsten Bundesmietengesetzes auf Mietverhältnisse 
besonderer Art, wie z. B. die Nutzungsverhältnisse 
bei Genossenschaftswohnungen. 


Artikel III — Änderung sonstiger Vorschriften — 

Ärtikel III enthält die notwendige Ergänzung von 
Vorschriften des Ersten und Dritten Bundesmieten- 
gesetzes, die durch die Beibehaltung der Preisbin- 
dung bis Ende 1972 bedingt ist. 

Zu § 2 — Änderung des Dritten Bundesmieten- 
gesetzes — 

§ 4 a Drittes Bundesmietengesetz eröffnete für den 
Vermieter die Möglichkeit, durch Antrag bei der 
Preisbehörde eine Mieterhöhung durchzusetzen, 
wenn im Einzelfall die Grundmiete wesentlich unter 
der nach einer Ertragsberechnung errechneten Miete 
blieb. Die Antragsmöglichkeit war auf die Zeit vom 
1. Januar bis 31. Dezember 1968 beschränkt. Diese 
Antragsmöglichkeit soll für die Zeit vom 1. Januar 
1970 bis zum 31. Dezember 1971 verlängert werden. 

Der Senator für das Bau- und Wohnungswesen 
des Landes Berlin sagte zu, die Ausführungsvor- 
schriften zu § 4 a des Dritten Bundesmietengesetzes 
daraufhin zu überprüfen, ob zugunsten des Haus- 
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Besitzes in Berlin weitere oder höhere Ansätze in 
der Ertragsberechnung zugelassen werden können. 


Zu § 3 — Änderung des Geschäftsraummieten- 
gesetzes * — 

Nach § 3 des Gesetzes zur Einführung des Ge- 
schäftsraummietengesetzes im Land Berlin unter- 
liegen Geschäftsräume weiterhin den Preisvorschrif- 
ten, wenn sie wegen ihres räumlichen oder wirt- 
schaftlichen Zusammenhangs mit preisgebundenen 
Wohnräumen zugleich mit diesen vermietet sind und 
wenn der Mietwert der Wohnräume mindestens ein 
Drittel des gesamten Mietwertes der vermieteten 
Räume beträgt. Der Gesetzentwurf regelt die Miet- 
erhöhung für diesen preisgebundenen Geschäfts- 
raum. Der Mieterhöhungszuschlag soll von der preis- 


rechtlich zulässigen Miete des Geschäftsraumes be- 
rechnet werden. 


Artikel IV — Schlußvorschriften — ■ 

Zu § 1 

§ 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 2 

Das Gesetz muß spätestens am 1. Januar 1970 in 
Kraft treten und vor diesem Zeitpunkt auch noch 
vom Berliner Abgeordnetenhaus durch ein besonde- 
res Gesetz übernommen werden und im Berliner 
Gesetzblatt verkündet sein. 


Bonn, den 28. November 1969 


Dr. Gatzen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/46 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. den von den Abgeordneten Müller (Berlin), 
Benda, Dr. Gradl, Wohlrabe und Genossen ein- 
gebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Schlußtermins für den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 
im Land Berlin — Drucksache VI/55 — durch die 
Beschlußfassung zu Nummer 1 für erledigt zu 
erklären. 


Bonn, den 28. November 1969 


Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 


Midi 


Dr. Gatzen 


Vorsitzender 


Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 

im Land Berlin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Schlußtermins 

§ 1 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 

Das Zweite Bundesmietengesetz vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389) in der im Land Berlin gel- 
tenden Fassung, zuletzt geändert durch § 2 des Ge- 
setzes zur Änderung des Schlußtermins für den Ab- 
bau der Wohnungszwangswirtschaft und über wei- 
tere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreis- 
rechts im Land Berlin vom 3. April 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 393), wird wie folgt geändert: 


1. § 15 erhält die folgende Fassung: 

„§ 15 

Die Mietpreise für preisgebundenen Wohn- 
raum werden mit Wirkung vom 1. Januar 1973 
freigegeben." 


2. § 17 wird aufgehoben. 

3. § 18 erhält die folgende Fassung: 

„§ 18 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. De- 
zember 1972 außer Kraft. Gleichzeitig treten 
außer Kraft: 

1. das Erste Bundesmietengesetz; 

2. das Dritte Bundesmietengesetz und das 

Sechste Bundesmietengesetz; 

3. die mietpreisrechtlichen Vorschriften des 

Ersten und des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes mit Ausnahme der §§ 87 a, 88 b und 111 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes; 

4. die Altbaumietenverordnung Berlin — ■ 

AMVOB — vom 21. März 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 230), zuletzt geändert durch § 7 des 
Gesetzes zur Änderung des Schlußtermins für 
den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 


biete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 
3. April 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 393); 

5. die Neubaumietenverordnung 1962 (NMVO 
1962) vom 19. Dezember 1962 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 753), zuletzt geändert durch Arti- 
kel II der Verordnung zur Änderung der 
Zweiten Berechnungsverordnung vom 20. De- 
zember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1298); 

6. sonstige mietpreisrechtliche Vorschriften, so- 
weit sie bis zu dem nach Satz 1 maßgebenden 
Zeitpunkt noch gelten. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes zur Siche- 
rung der Zweckbestimmung von Sozialwohnun- 
gen (Wohnungsbindungsgesetz 1965 — WoBindG 
1965) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 889) bleiben 
unberührt." 

§ 2 

Änderung des Mieterschutzgesetzes 

§ 54 des Mieterschutzgesetzes in der Fassung vom 
15. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 712) in der 
im Land Berlin geltenden Fassung, zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Schlußtermins 
für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts im Land Berlin, erhält die folgende Fas- 
sung: 


I .§54 

I Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
i 1972 außer Kraft." 

I 

j Artikel II 

Sechstes Bundesmietengesetz 

§ 1 

Mieterhöhung 

(1) Im Land Berlin darf bei preisgebundenem 
Wohnraum, der bis zum 24. Juni 1948 bezugsfertig 
! geworden ist, und bei preisgebundenem Wohnraum, 

I der in der Zeit vom 25. Juni 1948 bis zum 31. Dezem- 
* ber 1949 bezugsfertig geworden und ohne Öffentliche 
! Mittel im Sinne des § 3 des Ersten Wohnungsbau- 
I gesetzes geschaffen worden ist, die am 31. Dezember 
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1969 preisrechtlich zulässige Grundmiete vom 1. Ja- 
nuar 1970 an erhöht werden 

a) bei Wohnraum mit Toilette innerhalb der Woh- 
nung und mit Bad um 10 vom Hundert; 

b) bei Wohnraum ohne Bad aber mit Toilette inner- 
halb der Wohnung um 5 vom Hundert. 

Der Vermieter kann die auf die Mieterhöhung ge- 
richtete Erklärung vom 1. Januar 1970 an abgeben. 

(2) Grundmiete im Sinne des Absatzes 1 ist die 
preisrechtlich zulässige Miete nach dem Stande vom 
31. Dezember 1969 abzüglich folgender in ihr enthal- 
tener Beträge: 

1. Umlagen für den Wasserverbrauch, 

2. Kosten des Betriebes der zentralen Heizungs- 
und Warmwasserversorgungsanlagen, 

3. Umlagen oder Zuschläge für laufende Mehrbe- 
lastungen seit dem 1. Juli 1953, 

4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von Wohnraum zu an- 
deren als Wohnzwecken, 

6. Mieterhöhungen für Wertverbesserungen nach 
§ 11 der Altbaumietenverordnung Berlin. 

Die in Satz 1 genannten Beträge dürfen neben der 
nach Absatz 1 erhöhten Grundmiete erhoben wer- 
den. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Ausstattungen sind 
nur zu berücksichtigen, wenn sie am 31. Dezember 
1969 vorhanden sind. Als Bad ist eine betriebsfähige 
Badeeinrichtung mit Wanne oder Dusche in einem 
besonderen Raum innnerhalb der Wohnung und mit 
zentralem oder besonderem Warmwasserbereiter 
anzusehen. 

(4) Eine Badeeinrichtung oder eine Toilette in der 
Wohnung, die ganz oder überwiegend auf Kosten 
des Mieters geschaffen ist, bleibt bei der Anwen- 
dung des Absatzes 1 außer Betracht. 

§ 2 

Ausschluß von Mieterhöhungen 

§ 1 gilt nicht 

1. für Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse offensichtlich nicht genügt, ins- 
besondere wegen ungenügender Licht- und Luft- 
zufuhr, wegen dauernder Feuchtigkeit, wegen 
hygienisch nicht einwandfreier oder unzureichen- 
der sanitärer Einrichtungen; 

2. für Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Barak- 
ken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissenhütten 
und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte sowie für 
Wohnraum, dessen weitere Benutzung aus bau- 
ordnungsrechtlichen Gründen oder auf Grund von 
Anordnungen der Wohnungsaufsicht und Woh- 
nungspflege wegen baulicher oder sonstiger 
Mängel untersagt ist. 


§ 3 

Entsprechende Anwendung 

Die §§ 8 bis 11 und 12 Abs. 1 Satz 1 des Dritten 
Bundesmietengesetzes vom 24. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 969, 971) in der im Land Berlin gelten- 
den Fassung, zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Fortführung des sozialen Wohnungsbaues (Woh- 
nungsbauänderungsgesetz 1968 — WoBauÄndG 

1968) vom 17. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 821, 
828), gelten entsprechend. 


Artikel III 

Änderung sonstiger Vorschriften 

§ 1 

Änderung des Ersten Bundesmietengesetzes 

Das Erste Bundesmietengesetz vom 27. Juli 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 458) in der im Land Berlin gel- 
tenden Fassung, zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Schlußtermins für den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über weitere Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts im 
Land Berlin, wird wie folgt geändert: 

1. In § 23 Abs. 1 Satz 2 wird das Datum „31. De- 
zember 1969" durch das Datum „31. Dezember 
1970" ersetzt; 

2. § 23 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 23 a 

Bei Mietverhältnissen über bis zum 31. De- 
zember 1949 bezugsfertig gewordenen Wohnraum 
in Einfamilienhäusern mit einem Einheitswert von 
mehr als v30 000 Deutsche Mark gelten die §§ 18 
bis 20 entsprechend mit der Maßgabe, daß an 
Stelle der preisrechtlich zulässigen Miete die 
Kostenmiete im Sinne der §§ 6 und 7 der Anord- 
nung über Höchstpreise bei der Vermietung von 
Wohnräumen und gewerblichen Räumen vom 
12. Juni 1950 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 
S. 216) in der Fassung vom 26. Juni 1951 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 492) zuzüglich 
der Mieterhöhungen, die nach den §§ 5, 7, nach 
dem Zweiten, nach dem Dritten und nach dem 
Sechsten Bundesmietengesetz preisrechtlich zu- 
lässig sind, tritt. Maßgeblich ist der Einheitswert 
im Sinne des Bewertungsgesetzes vom 16. Okto- 
ber 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) nach den Wert- 
verhältnissen vom 1. Januar 1935." 


§ 2 

Änderung des Dritten Bundesmietengesetzes 

§ 4 a des Dritten Bundesmietengesetzes vom 
24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 969) in der im 
Land Berlin geltenden Fassung, eingefügt durch § 4 
Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung des Schlußtermins 
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für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts im Land Berlin, erhält die folgende Fas- 
sung: 

„§ 4 a 

(1) Weist der Vermieter nach, daß die nach § 2 
Abs. 1 Sätze 1, 2 und § 3 erhöhte Grundmiete zu- 
züglich der Mieterhöhung nach § 1 des Sechsten 
Bundesmietengesetzes wesentlich unter der nach 
einer Ertragsberechnung errechneten Miete bleibt, 
so hat die Preisbehörde eine entsprechende Miet- 
erhöhung zu genehmigen. 

(2) Der Antrag kann in der Zeit vom 1. Januar 
1970 bis zum 31. Dezember 1971 gestellt werden.“ 


§ 3 

Änderung des Geschäftsraummietengesetzes 

Nach § 3 a des Gesetzes zur Einführung des Ge- 
schäftsraummietengesetzes im Land Berlin vom 
10. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 13), eingefügt 
durch das Gesetz zur Änderung des Schlußtermins 
für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 


preisrechts im Land Berlin, wird der folgende § 3 b 
eingefügt: 

„§ 3 b 

Die Mieten für Geschäftsräume, die nach § 3 
Abs. 1 den Preisvorschriften unterliegen, dürfen 
vom i. Januar 1970 an um 10 vom Hundert der 
preisrechtlich zulässigen Miete nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1969 erhöht werden. Der Ver- 
mieter kann die auf die Mieterhöhung gerichtete 
Erklärung vom 1. Januar 1970 an abgeben." 


Artikel IV 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
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